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Man sollte meinen, der Ukraine-Krieg und die damit verbundene extreme
Gefährdung unserer Energieversorgung hätten endlich ein wenig Vernunft
bei den politisch Verantwortlichen aufkommen lassen, doch leider keine
Spur.

von Prof. Dr. Horst-Joachim Lüdecke

Es müsste inzwischen klargeworden sein, dass die beschlossene weitere
Verspargelung unseres Landes mit Windmühlen einer Katastrophe
gleichkommt. Über 30 000 Windradanlagen plus die Photovoltaik erzeugen
aktuell nur mickrige 3,5 + 1,5 = 5% der deutschen Primärenergie und dies
auch noch wetterabhängig. Dafür zerstören Windräder Landschaften, Wälder
und töten Vögel, Fledermäuse, Insekten. Die verbleibenden CO2-freien
Kernkraftwerke sollen in kaum vorstellbarer Steigerung dieses Abersinns
weggeworfen werden. Die herrschende Politik will es so.

Wer verantwortet eigentlich dieses Desaster? Wie es die letzten
Landtagswahlen zeigten, war es erstaunlicherweise die größte
existierende deutsche Partei – die Nichtwähler. Nichtwähler sind
hierzulande anscheinend der Meinung, es sei besser, dass Deutschlands
Wohlstand und sozialer Frieden im Energie-Nirwana untergehen, ehe sie
die politisch Verantwortlichen abwählen. Das schmollende Warten der
Nichtwähler auf eine „Partei-Prinzessin“, welche alle Wünsche erfüllt,
ist pure Dummheit, denn solch eine Partei kann es niemals geben.
Vernünftig wählen ist, nüchtern gesehen, die Wahl des kleinsten aller
angebotenen Übel.

Nichtwählern ist unbekannt, dass echte Demokratie niemals eine
beschauliche ruhige Einbahnstraße ist, sondern stets der heftige faire
Streit gegensätzlicher Interessen. Eine herrschende Politik, welche uns
zu „richtiger Haltung“ sowie einem immer engeren Meinungskorridor
erziehen möchte, uns Einfamilienhäuser und das größte Freiheitsgeschenk
in Form des Benzin/Diesel-Autos wegnehmen will, kann dieses Vorhaben im
Extremfall auch einmal mit Einsperren und Umerziehung versuchen. Dass
dies keine Übertreibung ist, belegen bereits  übergriffige „deep state“-
Maßnahmen gegen Impfgegner, nicht nur bei uns, sondern insbesondere in
Staaten wie Kanada und Australien, die bisher nicht durch
Demokratiedefizite auffielen. Die permanente Verweigerung deutscher
Nichtwähler, eine unerwünschte Politik konsequent abzuwählen, ist
letztlich der vom Souverän überreichte Freipass zur Diktatur. Es gibt
schließlich immer demokratische Alternativen beim wählen.
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Nun zum eigentlichen Thema, welches die bisher allgemeinen Ausführungen
mustergültig im technischen Detail belegt, nämlich die Stellungnahme von
Dipl.-Ing. Frank Hennig anlässlich seiner Anhörung im Deutschen
Bundestag:

In der 16. Sitzung, am 16. Mai 2022 fand im deutschen Bundestag eine
Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen
beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weitere Maßnahmen im
Stromsektor sowie zum Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Änderung des
Windenergie-auf-See-Gesetzes und anderer Vorschriften statt (hier). Zu
dieser Anhörung war auch ein neutraler Experte, Herr Dipl.-Ing. Frank
Hennig, geladen, der in seiner Stellungnahme kein Blatt vor den Mund
nahm. Sie ist vom Bundestagsserver abrufbar (hier), wird hier aber noch
einmal wiedergegeben:

Entwurf eines Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen
beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren
Maßnahmen im Stromsektor – Drucksache 20/1630 –

Die Präambel bezieht sich auf das 1,5-Grad-Ziel, nach dem Deutschland
seine „gesamte Klima-, Energie- und Wirtschaftspolitik“ ausrichte. Das
ist unzureichend und kollidiert mit dem Paragrafen 1 des
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG), das eine „möglichst sichere,
preisgünstige, verbraucherfreundliche, effiziente und umweltverträgliche
. . .“ Versorgung als Ziel vorgibt. Der vorliegende Gesetzentwurf
enthält keine systemische Betrachtung, sondern nur eine Festlegung von
Zielzahlen bestimmter Technologien, keinerlei implementierte Betrachtung
von Versorgungssicherheit und Kosten für die Verbraucher. Das
fundamentale energiepolitische Dreieck wird ignoriert.

Die Tatsache, dass der Begriff der Versorgungssicherheit in dem 267-
seitigen Dokument ganze zweimal vorkommt (in nebensächlichen
Zusammenhängen) zeigt ein massives Unverständnis der Funktionsweise des
Stromversorgungssystems hinsichtlich der notwendigen Gleichzeitigkeit
von Stromerzeugung und -verbrauch.

Der Ausbau der regenerativen Energieanlagen (EE) ist jedoch kein
Selbstzweck, sondern soll weitere THG-Emissionssenkung bewirken. Auch
diese sind nur Mittel zum Zweck, die globale Temperatursteigerung zu
verringern. Auf Grundlage der im Pariser Klimavertrag angeführten
Budgets wäre es erforderlich, einen Erfolg des Ausbaus der Windkraft an
einer Gradzahl verhinderter Erwärmung zu bewerten. Dabei ist zu
berücksichtigen, dass zunächst der entfallende Strom aus Kernkraft
substituiert werden muss.

Die sechs bis Ende 2021 betriebenen Kernkraftwerke erzeugten im
Jahresverlauf 69,1 Terawattstunden (TWh) Strom. Minister Habeck
bezeichnete den Anteil des Kernkraftstroms 2022 als „minimale
Mehrproduktion“. Um den Anteil 2021 durch Windkraft mengenmäßig zu
ersetzen, wäre etwa die Hälfte der jetzigen Kapazität nötig, ohne dass
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dadurch ein emissionsmindernder Effekt eintritt. Das heißt, jeder
weitere Zuwachs an Windkraft wird in den nächsten Jahren bilanziell als
emissionsarmer Ersatz des entfallenden emissionsarmen Stroms aus
Kernkraft wirken, allerdings ohne Grund- und Regellastfähigkeit.

Beim Ausbaupfad Wind ist der Rückbaupfad nicht berücksichtigt. Das Ziel
von 110 GW Windkraft onshore bis 2030 würde erfordern, in den nächsten
acht Jahren arbeitstäglich etwa fünf neue Anlagen ans Netz
anzuschließen. Dies hält dem Realitätscheck bezüglich Rohstoff-,
Material, Hersteller- und Montagekapazitäten nicht stand. Die Kapazität
von 200 GW Fotovoltaik bis 2030 bedeutet die Montage von über 400
Millionen Paneelen, arbeitstäglich mehr als 200.000 Stück.

Die These „Errichtung und Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen
Nebenanlagen liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen
der öffentlichen Sicherheit“ lässt die Frage offen, wer diese
Sicherheitsleistung bei Dunkelheit oder Windstille erbringt. EE-Anlagen
können auf Grund ihrer volatilen Produktion nicht als Netzreserve
herangezogen werden. Minister Habeck fragte auf
seiner Reise nach Katar nicht nach Windkraftanlagen, sondern nach
sicherer Energie.

Eine weitere finanzielle Förderung von EE-Bestandsanlagen ist beim
gegenwärtigen und zukünftigen Preisniveau im Großhandel nicht mehr
notwendig. EE-Anlagen können am Markt arbeiten, was eines Tages bei
„100-Prozent-Erneuerbar“ ohnehin notwendig ist. Der Gesetzentwurf
enthält keinerlei Maßnahmen, die regenerativen Anlagen an den Markt
heranzuführen. Feste Einspeisevergütungen sind in dieser Hinsicht
kontraproduktiv, weil sie die Entwicklung hin zu marktfähigen Lösungen
behindern. Aus dem Entwurf geht ein Unverständnis zu den Parametern
Arbeit und Leistung, Gestehungskosten und Marktpreis hervor.

Vor dem Hintergrund der Information, die „Erneuerbaren“ (EE) seien
billiger als konventionelle Energietechnologien ergibt sich die Frage,
warum dann überhaupt ein Finanzierungsbedarf über Haushaltsmittel und
ein Umlagesystem noch nötig sind. Eine Änderung der völlig veralteten
Regeln im EEG (Einspeisevorrang unabhängig vom Bedarf, Vergütung von
Phantomstrom) ist längst überfällig.

28d der Änderung zum EEG gibt die Ausschreibungsvolumen für
wasserstoffbasierte Stromspeicherung an. Daraus geht nicht hervor,
ob es sich um die Elektrolyseurs- oder die Rückverstromungsleistung
handelt.

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Windenergie-
auf-See-Gesetzes und anderer Vorschriften – Drucksache 20/1634
–

Der Gesetzentwurf schreibt Zielzahlen zum Ausbau von Windkraftanlagen
(WKA) auf See bis ins Jahr 2045 fest. Es gibt keine belastbare



Herleitung dieser Zahl, etwa aus einer Gesamtsystemplanung für den
Energiesektor. Offenbar besteht der Grundgedanke, durch einfachen Zubau
von immer mehr regenerativen, aber volatilen Stromeinspeisern die THG-
Emissionen wirksam senken und gleichzeitig ohne stabilisierende
Aktivitäten das Energieversorgungssystem funktionssicher erhalten zu
können.

Es wird ein Strommengenpfad verfolgt ohne Berücksichtigung der Tatsache,
dass Erzeugung und Verbrauch sich stets im Gleichgewicht befinden
müssen. Die Fragen der Primär- und Sekundärregelleistung, der
reduzierten Momentanreserven und der Spannungshaltung im Netz werden
komplett ignoriert. Das mengenbasierte Umlagesystem behindert die
Entwicklung systemdienlichen Einsatzes der EE.

Auch bei einer Volllaststundenzahl von 4.000 oder mehr kann man im
Vergleich zu konventionellen Anlagen nicht von einer „hohen
durchschnittlichen“ Zahl sprechen. Es muss weiterhin ein fast 100-
prozentiges Backup vorhanden sein.

Am 27. April betrug die Offshore-Windeinspeisung 27 Megawatt, was 0,35
Prozent der installierten Leistung entspricht. Hochgerechnet auf eine
installierte Leistung von 30 Gigawatt (GW) im Jahr 2030 würde dann die
Einspeisung bei gleicher Wetterlage 105 Megawatt betragen. Das wäre in
der Tat eine von Minister Habeck genannte „minimale Produktion“. Im
Zeitraum 30. April bis 8. Mai verharrte die Windstromproduktion (onshore
und offshore schwanken im Gleichtakt) weiterhin auf niedrigem Niveau.
Die Frage, in welcher Form und Menge ein Backup beibehalten und neu
errichtet werden muss, blendet der Gesetzentwurf völlig aus.

Die maximal zur Verfügung stehenden Flächen auf See erlauben einen
maximalen Ausbau von 57 GW (Fraunhofer, 2017) und 60 GW (Deutsche
Windguard, 2021). Die Lebensdauer der Anlagen offshore ist kürzer als
onshore. Häufiger Starkwind und Salzwasseratmosphäre beschleunigen
Verschleiß und Alterung. Ein entsprechender Rückbaupfad (mit Bindung der
Kran- und Schiffskapazitäten) wäre zu
implementieren.

Primärenergie
2021 erbrachten die Offshore-Windkraftanlagen eine Strommenge von 26,4
TWh. Dies ist ein Anteil von etwa 0,8 Prozent am Primärenergiebedarf.
Der Ausbau auf 30 GW bis 2030 entspricht etwa einer Vervierfachung der
gegenwärtigen Kapazität und würde den Anteil am Primärenergiebedarf auf
etwa 3,2 Prozent steigen lassen. Vor diesem Hintergrund ist Windenergie
auf See ohne wesentlichen Effekt für den Klimaschutz und das globale
1,5-Grad-Ziel.

Rohstoffe
Der Gesetzentwurf enthält keinerlei Hinweis auf eine durchgeführte
Plausibilitätsprüfung hinsichtlich zur Verfügung stehender Rohstoffe,
Materialien sowie Bau- und Montagekapazitäten. 22 Rohstoffe stehen



derzeit auf einer roten Liste, darunter das für Windkraftanlagen
wichtige Neodym. 54 Prozent der Rohstoffe für Windkraftanlagen kommen
aus China.

Die Verfügbarkeit der erforderlichen Längen an Seekabeln wurde nicht
geprüft. Insgesamt erfordern die Ausbauziele Material in der
Größenordnung von 1,8 Millionen Tonnen Kupfer, 95 Millionen Tonnen
Zement und 30 Millionen Tonnen Stahl. Europaweit fuhren
Aluminiumhersteller ihre Produktion zurück, Frankreich erstellt einen
Sonderstromtarif zur Rettung dieser Betriebe. Trimet Aluminium in
Deutschland senkte die Produktion ab und nimmt auf Grund hoher
Strompreise keine
weiteren Aufträge an.

Hersteller
Die Auftragsbücher der Hersteller sind voll, dennoch schreiben Anbieter
wie Siemens-Gamesa, Nordex und GE Renewables rote Zahlen infolge
gestiegener Materialpreise und gerissener Lieferketten. In Deutschland
sind wichtige Produktionsstandorte geschlossen worden, so in
Lauchhammer, Magdeburg und Rostock. Ab Juli gibt es keine deutsche
Rotorblattfertigung mehr. Vorgesehene Importe aus Indien und China
stehen unter globalem Nachfragedruck. Das bisherige Preisniveau von etwa
800.000 Euro pro MW ist auf über eine Million angestiegen.

Stromableitung
Ein Abgleich mit dem Netzentwicklungsplan (NEP) ist offenbar nicht
erfolgt. Die Errichtung der Transverterstationen sowie der weitere
Netzausbau müssen neu geplant werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass
bei den Nord-Süd-Verbindungen erheblicher Verzug besteht. Suedlink wird
statt 2022 vermutlich erst 2028 in Betrieb gehen. Umfangreicher Ausbau
von Windkraft offshore unterläuft den Ansatz, wonach die Energiewende
dezentral sei. Große Erzeugungskapazitäten entstehen fernab von den
Verbrauchern. Völlig ungeklärt ist die Frage, wer die
Systemdienstleistungen zur Einbettung des stochastischen Windstroms
bereitstellt. Die Außerbetriebnahmen der Kraftwerke im Norden,
insbesondere Brokdorf, Grohnde, Moorburg und Bremen, verringern die
Fähigkeiten zur Regelung außerordentlich.

Ungeklärt ist ebenso die Vernetzung auf See und die damit einhergehende
Ableitung von Strom in andere Küstenländer.

Die hohen Netzanschlusskosten über werden zu 100 Prozent über die
Offshore-Umlage sozialisiert, während die Gewinne aus dem Betrieb der
Anlagen privatisiert werden.

Umwelt-, Wetter und Klimawirkungen
Der Offshore-Windkraft-Ausbau, der auch von benachbarten Küstenländern
praktiziert wird, macht zusätzliche Betrachtungen der Fragen des
Terrestrial Stilling (TS) und der Windverschattung der in großen Gruppen
aufgestellten Anlagen erforderlich. Der Einfluss auf Wolkenbildung, die



Bremsung der Luftmassen und die verringerte Verwirbelung der
Wasseroberfläche (Wellenbildung) bedürfen tieferer Untersuchung. Nach
einer Helmholtz-Studie verändern die turbulenten Wirbelschleppen der
Windräder den strömungsgetriebenen Austausch zwischen Atmosphäre und
Wasser, die Schichtung des Wassers wird stabiler und es verschieben sich
Temperatur und Salzgehalt. Die Planktonproduktion wird reduziert, was
die gesamte maritime Nahrungskette betrifft.

Das Narrativ, Windkraftanlagen offshore wie ohnshore seien umwelt-,
wetter- und klimaneutral, wird gepflegt, trifft aber nicht zu. Die
physikalischen Effekte sind bestätigt, weltweit Gegenstand von
Untersuchungen und müssen in einer Strategie hinsichtlich ihrer
quantitativen Wirkung Berücksichtigung finden (s. auch Dokumentation
WD8-3000-076/20 des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestags).

Tiefergehende Untersuchungen zum Thema Vogelschutz, insbesondere
hinsichtlich der Flugrouten der Zugvögel sind zu berücksichtigen. Das
Gesetzeswerk bedeutet in der Praxis das Unterlaufen des Tötungsverbotes
nicht nur für Vögel, an Land auch für Fledermäuse und Insekten, zudem
werden Lebensräume anderer Tierarten eingeschränkt.

Fazit zu beiden Gesetzentwürfen
Trotz mehrfacher Hinweise durch den Bundesrechnungshof gibt es weiterhin
keine Kostenbetrachtung. Die Auswirkungen des Ausbaus auf Netzentgelte
und Offshore-Umlage wird nicht untersucht. Die Energiewende insgesamt
unterliegt keiner Projektorganisation mit den wichtigen Schritten Plan,
Durchführung und (Kosten)Kontrolle in Abhängigkeit des Ziels
(Verhinderung Erderwärmung). Die Entwürfe dieser Einzelgesetze sind
neben eine Vielzahl anderer Gesetze der Energiewende gestellt und
steigern das Maß an Bürokratie weiter. Jede kleinteilige
Regelung erzeugt weiteren Bedarf an Nachjustierung und Aktualisierung.
Eine selbstregulierende Wirkung durch den Markt existiert kaum.

Es fehlt ein Masterplan oder –gesetz. Die fundamentalen Verknüpfungen zu
den Themen der Stromableitung, der Systemdienstleistungen sowie die
Berücksichtigung der Rohstoff- und Materialsituation fehlen. Die
Entwürfe folgen in vollem Umfang den Wünschen der entsprechenden
Branchen.

Es fehlen die Implementierung des Backup-Systems und jeglicher Bezug zu
den Folgewirkungen des gegenwärtig stattfindenden Krieges (Energiebedarf
zur Produktion der EE-Anlagen).

Für den Winter 22/23 ermittelte die Bundesnetzagentur einen Bedarf an
Reservekraftwerksleistung 8.264 MW, davon müssen 1.424 MW im Ausland
unter Vertrag genommen werden1. Es ergeben sich aus den Gesetzentwürfen
keinerlei Hinweise, wie die Menge gesicherter, systemdienlicher
Einspeisung gesteigert werden kann, um den Einsatz teurer, alter und
emissionsstarker Reservekraftwerke zu verringern, auch hinsichtlich der
Abhängigkeit vom Ausland.



Unter dem Punkt „Alternativen“ findet sich jeweils die Angabe: „Keine“.
Das ist sachlich falsch. Für den deutschen Beitrag zur Annäherung an den
1,5-Grad-Pfad würden sich neben dem Ausbau der EE die vom IPCC
vorgeschlagenen weiteren Instrumente eignen:

– Abscheidung von CO2 aus Rauchgasen und Speicherung oder Nutzung
(CCS/CCU),
– Nutzung der Kernenergie
– gezielte Aufforstung zur Erzielung negativer Emissionen.

Das IPCC sagt: Keine einzelne dieser Optionen allein wird ausreichend
sein (Bericht AR5, Teil 3, S.569). Der Forderung „folgt der
Wissenschaft“ entspricht die Bundesregierung nicht.

Anmerkung der EIKE-Redaktion

Wir danken Frank Hennig für sein engagiertes Einverständnis, seine
Stellungnahme hier zu veröffentlichen. Zur Versorgungssicherheit und
danach zur Fragwürdigkeit von CO2-Einsparungen sind vielleicht auch noch
die folgenden beiden Youtube-Beiträge interessant und empfehlenswert

https://www.youtube.com/watch?v=Vvf52b_JBYQ

https://www.youtube.com/watch?v=BdyKbSdm_U4

Eine Anmerkung zum zweiten Video: der Editor dieser EIKE-News kannte die
Ersteller des Videos nicht, wurde von ihnen auch nicht informiert, und
ist nicht mit jeder Aussage der Video-Ersteller einverstanden. Dennoch
ist nach seiner Auffassung das Video informativ und hat sogar einen
Unterhaltungswert, der ein Kompliment verdient. Nach wenigen Wochen
wurde für dieses Youtube bereits eine Besucherzahl von rund 340.000
gezählt, dann wurde es gesperrt – ein Schelm, wer Böses dabei denkt.
Aktuell zählt das Video auf einem anscheinend neuen Kanal schon wieder
über 40.000 Aufrufe.

 

 

 

Die verheerende Preis-Revolution
geschrieben von Prof. Dr. Horst-joachim Lüdecke | 29. Mai 2022

Die gegenwärtige Teuerungswelle kommt nicht von irgendeiner
„Geldpolitik“, sondern von einer Produktivitäts-Zerstörung, die die
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realen Kosten der gesamten Volkswirtschaft immens steigert.

von Dr. Gerd Held

Zu den elementarsten Dingen, die über die Stabilität eines Landes und
den Zusammenhalt seiner Gesellschaft entscheiden, gehören die Preise.
Ihre Stetigkeit ist die Grundlage, auf der das Vertrauen, der Fleiß und
das Durchhaltevermögen der Menschen gebaut ist. Tritt hier eine radikale
Änderung ein, indem das allgemeine Preisniveau plötzlich stark ansteigt,
führt das zu einer tiefen Erschütterung der wirtschaftlichen,
staatlichen und kulturellen Architektur eines Landes. Andere Krisen, die
gerade noch als größte Bedrohung erschienen, erscheinen dann auf einmal
seltsam fern. Eine Teuerungswelle berührt die Menschen viel näher, sie
greift viel unmittelbarer in ihr Alltagsleben ein. Und sie wirkt viel
breiter. Sie entwertet nicht nur das Geld, sondern auch die Arbeit, die
Wertschöpfung der Unternehmen, die Leistungsbilanz der staatlichen
Infrastrukturen. Und das gilt besonders dann, wenn zu erwarten ist, dass
das neue Preisniveau auf Dauer bleibt.

Das alles gilt für die Teuerungswelle, die sich in den vergangenen
Jahren allmählich aufgebaut hat, und die nun mit großer Wucht über viele
Länder – auch hochentwickelte Länder – hereinbricht. Sie hat ihren
Höhepunkt noch nicht erreicht. Viele Preissteigerungen sind in den
Rohstoffen und Vorprodukten schon gegeben, aber noch nicht in die Preise
der Endprodukte eingegangen. Und schon auf dieser Stufe ist kein Element
sichtbar, dass die Preise irgendwann wieder auf ihr altes Niveau
zurückführen könnte. Die jetzige Teuerungswelle ist eine tiefgreifende
und auf Dauer angelegte Veränderung. Es ist, als würde das ganze Land
auf einmal auf einen „schlechteren Boden“ verlegt.

♦♦♦

Inflation? Es ist eine Preisrevolution – Es gibt in unserer Zeit
zahlreiche Wieselworte, die durch gedankenlosen Gebrauch alles und
nichts bedeuten. Ein solches Wieselwort ist „die Inflation“, mit der die
gegenwärtige Teuerungswelle bezeichnet wird. Damit soll jedwede
Verteuerung von Gütern erfasst werden – ohne darüber Auskunft zu geben,
was dieser Verteuerung zu Grunde liegt. So verschwindet ein wichtiger
Unterschied: Es gibt zum einen die Verteuerung, die auf übermäßige
Geldvermehrung zurückgeht. Also auf eine veränderte Relation zwischen
Geld und Gütern. Zweifellos ist das ein Element in der gegenwärtigen
Teuerungswelle, verursacht durch die Politik des billigen Geldes der
Zentralbanken. Aber zum anderen kann eine Teuerungswelle auch in
Veränderungen der Realwirtschaft begründet sein – also in den Gütern und
den Bedingungen ihrer Produktion. Wenn die Bedingungen sich
verschlechtern, steigen die Kosten, und das schlägt sich in den Preisen
nieder. Wenn sie sich verbessern, sinken die Preise. In beiden
Richtungen können die Veränderungen sehr groß sein, und sie können quer
durch eine ganze Volkswirtschaft gehen. Eine Preisrevolution, die auf
besseren Produktionsbedingungen beruht, erleichtert das



Wirtschaftsleben. Aber eine Preisrevolution, die auf einer
Verschlechterung der Produktionsbedingungen beruht, erschwert es und
kann so weit gehen, dass Betriebe, ganze Branchen und Infrastrukturen in
den Ruin getrieben werden. Bestimmte Güter werden dann nicht nur extrem
teuer, sondern sind überhaupt nicht mehr verfügbar. Eine Preisrevolution
ist dann der Vorbote eines realwirtschaftlichen Substanzverlusts. Eine
solche verheerende Preisrevolution findet in unserer Gegenwart statt.

♦♦♦

Die Revolution der Energiepreise – Der auffälligste Teil der
gegenwärtigen Teuerungswelle sind die Energiepreise. Schon jetzt ist
absehbar, dass Haushalte, Unternehmen und staatliche Einrichtungen im
laufenden Jahr eine Verdopplung oder gar Verdreifachung ihrer
Energiekosten erleben werden. Energiekosten wirken sich in allen
Sektoren und Branchen aus – und auf allen Stufen des
Wertschöpfungsprozesses. Energie wird als Antriebsenergie in
Verkehrsmitteln und mechanischen Maschinen gebraucht; als Prozessenergie
in der chemischen Stoffumwandlung und Konservierung (Lebensmittel); als
Haushaltsenergie beim Heizen und Kochen; als Beleuchtungsenergie im
privaten und öffentlichen Raum. Und die Digitalisierung hat ein ganz
neues Feld der medialen Energienutzung eröffnet und den Verbrauch von
Energie noch einmal gesteigert. So erfasst eine Verteuerung der Energie
die Volkswirtschaft und Staatstätigkeit in ihrer ganzen Breite.

Ganz offensichtlich beruht der starke Anstieg der Energiepreise nicht
oder nur zu einem geringen Teil auf einer Geldentwertung durch „billiges
Geld“ und eine Aufblähung der umlaufenden Geldmenge. Nein, er beruht auf
fundamentalen Veränderungen in die Bedingungen der Energieproduktion.
Die Bedingungen werden erschwert. Aber worin besteht die Erschwernis?
Ist ein plötzliches Verhängnis über die Erde und die Menschheit
hereingebrochen, das dazu führt, das Energieressourcen weniger verfügbar
sind oder Produktionsanlagen ausfallen? Oder geht die Verschlechterung
auf bestimmte Entscheidungen zurück? Wird sie bewusst und willentlich in
Kauf genommen oder sogar aktiv betrieben? Letzteres ist offenbar der
Fall, wenn man an die „Klimarettung“ denkt, die mit der These einer
„Klimakrise“ begründet wird, die so gefährlich sein soll, dass sie eine
Ausschaltung wesentlicher Energieträger und eine drastische Verteuerung
der Energie rechtfertigt. Und nun soll sich in der Ukraine-Krise mit
„Putins Russland“ ein so weltbedrohender Feind gezeigt haben, dass eines
der größten Energieländer der Erde ausgeschaltet werden soll. Angesichts
solcher Begründungen ist die Revolution der Energiepreise durch
irgendeine „Geldpolitik“ gar nicht zu verändern. Die Teuerungswelle
zeigt, dass wir es mit einem tiefen Eingriff in die über Jahrzehnte und
Jahrhunderte entwickelten Produktionsbedingungen der Energie zu tun
haben. Und mit einem immens teuren Eingriff, der die Produktivität
erheblich senkt. Und es ist auf diesem Wege kein Element sichtbar, das
eine Rückkehr zum alten Preisniveau ermöglichen könnte.



♦♦♦

Sprechen wir über Knappheit – Es ist klar, dass man einer solchen
Verschlechterung der Realbedingungen nicht durch Veränderungen in Menge
oder Wert des Geldes begegnen kann. Eine Politik des billigen Geldes
kann die Verschlechterung höchstens eine Zeit lang überspielen und
kaschieren. Aber das fundamentale Problem erreicht sie nicht. Um es zu
erreichen, muss man in den „Maschinenraum“ eines Landes, in seine
Produktionssphäre hinabsteigen, in der es harte physisch-technische
Realitäten gibt. Man muss klären, worin die neue Härte der Bedingungen
besteht, die die Kosten treibt. Worauf beruht die Preisrevolution, vor
der wir jetzt stehen?

Ein Gut hat nur dann einen Preis, wenn es knapp ist. Güter, die
unbegrenzt verfügbar sind, haben keinen Preis. Die Knappheit bildet den
– oft unausgesprochenen – Hintergrund der Bewegungen von Angebot und
Nachfrage. Knappheit erscheint zunächst als Konflikt zwischen Natur-
Gegebenheiten und menschlichen Bedürfnissen. Aber es gibt einen Faktor,
der diese erste, rohe Knappheit mildert und ihre Zwänge lockert: Dieser
Faktor ist die Zivilisation. Eine Zivilisation kann (mit Arbeit, Wissen,
Kapital, Infrastrukturen…) die ursprüngliche Enge der Welt stark
erweitern. Diese Spielräume sind die materielle Grundlage unserer
Freiheit. Auch dieser mildernde Faktor ist nur begrenzt verfügbar und
wirksam. Es gibt also wiederum eine Knappheit und Knappheits-Preise.
Aber diese Knappheit ist wesentlich geringer als die Knappheit in einer
Welt ohne materiell-technische Zivilisation. Das klingt sehr nüchtern,
aber es geht hier letztlich um große, kostbare Errungenschaften. Es geht
um grundlegende Güter, an denen die Existenz von Menschen hängt – auch
ihre Motivation zu Arbeit und Engagement. Es geht um Gedeih und Verderb
von Städten und Landschaften, von ganzen Ländern und Gesellschaften. Die
Bedeutung eines erreichten zivilisatorischen Niveaus wird in
verheerenden Preisrevolutionen schlagartig sichtbar: Auf einmal gerät
das, was man stillschweigend als sicher glaubte, ins Wanken.

♦♦♦

Die Politik der absoluten Imperative – Jetzt wird der Preis sichtbar,
den wir für ein Szenario zahlen müssen, in dem wir maximalen Bedrohungen
ausgesetzt sind und es nur eine maximale Rettungspolitik mit drastischen
Eingriffen geben kann. In dies Szenario hat man uns mit der Ausrufung
von immer neuen „Großkrisen“ versetzt. Mit ihm gibt es in der Politik
keine Abwägungen mehr, sondern nur noch absolute Prioritäten und
Imperative. Im Fall der „Klimakrise“ soll ein wesentlicher Teil der
Energieproduktion zunächst verteuert und dann stillgelegt werden, um die
„Überhitzung des Planeten“ zu verhindern. Das gilt als absolutes Gebot,
das wichtiger ist als jede Energieproduktivität. Im Fall der „Ukraine-
Krise“ soll die Ausschaltung fossiler Energieträger noch beschleunigt
werden. Aber man ist bei der Entwicklung einer technisch tragfähigen
Alternative noch gar nicht weitergekommen. Alles egal, gegenüber der
absolut gesetzten äußeren Gefahr sind die Leistungen der modernen



Energieproduktion zweitrangig. Sie müssen geopfert werden. So wurde
schon in Bezug auf die Kernenergie nach dem Fukushima-Unglück
argumentiert. Und schon da regierte die Politik der absoluten
Imperative: Es gab keinen konkreten Gefahrenzusammenhang zwischen
Fukushima und dem Betrieb der deutschen Kernkraftwerke.

Die gegenwärtige Energie-Preiswelle ist die logische Konsequenz einer
Politik, die mit extremen Drohkulissen arbeitet. Gleich drei
„größtmögliche Gefahren“ sind nun präsent: eine atomare
Kraftwerkskatastrophe, eine drohende Überhitzung des Planeten, eine
Weltkriegsgefahr durch einen wahnsinnigen Diktator. Doch dieser
Extremismus der Gefahrenbeschwörung ergibt sich nicht einfach „aus der
Sache“. Je mehr sich die verheerenden Konsequenzen für die
Volkswirtschaft zeigen, wächst die Neigung, doch einmal abzuwägen:
Stehen die Opfer und Verluste wirklich in einem vernünftigen Verhältnis
zu den Gefahren? Und es wächst die Erkenntnis, dass die Teuerungswelle
die Folge einer willkürlichen Prioritätensetzung ist. Ein Fall von
politischem Radikalismus.

♦♦♦

Die Wiederkehr der abwägenden Vernunft – In einer solchen Situation
entwickeln sich ganz unvermeidlich Gegenkräfte. Mit jedem neuen
Preisschub und mit jeder neuen Branche, die von ihm erfasst wird,
erheben sich mehr kritische Fragen. Wohin soll das immer weitere
Steigern der Bedrohungs-Szenarien noch führen? Wie sind wir überhaupt
auf diesen Weg gekommen? Und wie konnte es soweit kommen, dass wir
unsere Industrien, die einmal so gut funktionierten und Europa so einen
wichtigen Halt gaben, ruinieren?

So könnte es zu einem spannenden Wettstreit kommen. Natürlich werden die
Versuche nicht weniger werden, die Menschen mit Schreckensmeldungen und
rosigen Rettungsgeschichten zum Hinnehmen von wachsenden Kosten und
Opfern zu veranlassen. Man merkt den politischen Statements und
Nachrichten inzwischen an, wie sehr sie bemüht sind, das Publikum mit
einer täglichen Schau aus Bedrohungen und Rettungen, aus Bösem und Guten
in Atem zu halten. Demgegenüber muss sich das Lager der abwägenden
Vernunft nicht an so einem Steigerungslauf beteiligen. Sie muss nichts
gewaltsam vorwärtstreiben und nichts überspielen. Sie kann darauf
vertrauen, dass der Punkt kommt, an dem die Politik der absoluten
Imperative immer hohler wird und zugleich so gravierende Folgen hat,
dass immer mehr Menschen zum Lager der Abwägenden wechseln.

♦♦♦

In der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 13. April wird über die
Ergebnisse der monatlichen repräsentativen Stimmungsumfrage berichtet,
die das Institut für Demoskopie Allensbach für die FAZ durchführt. Die
März-Umfrage befasst sich besonders mit energiepolitischen Fragen vor
dem Hintergrund der Teuerungswelle. Dies Thema ist inzwischen zum



wichtigsten Sorgenthema der Deutschen geworden. Die Umfrage zeigt, wie
stark die Skepsis gewachsen ist, ob die fossilen Energieträger in
absehbarer Zeit durch alternative Energieträger wie Sonne und Wind zu
ersetzen sind. 86 Prozent der Befragten sagen, dass es in den nächsten
Jahren Schwierigkeiten bei der Energieversorgung geben werde. 2019 hatte
dieser Anteil nur 26 Prozent betragen. Jetzt glauben nur noch 26
Prozent, dass die Versorgung bis 2050 vollständig auf alternative
Energien umgestellt werden könnte. In der Beurteilung der Rolle der
Kernenergie gibt es einen regelrechten Stimmungsumschwung: Noch im
Februar 2022 war 42 Prozent der Befragten dafür, die Kernkraftwerke wie
geplant abzuschalten. 35 Prozent sprachen sich für einen Weiterbetrieb
aus. Im März 2022 waren die Stimmen für einen Weiterbetrieb auf 57
Prozent der Befragten angestiegen, während nur noch 25 Prozent beim
Abschalten bleiben wollten. Und die Ukraine-Krise? 57 Prozent der
Befragten traten dafür ein, weiterhin Öl und Gas von Russland zu kaufen,
nur 30 Prozent waren für ein sofortiges Embargo.

Anmerkung und Dank der EIKE-Redation

Wir danken Herrn Gerd Held ganz herzlich für seine freundliche
Erlaubnis, seinen Artikel in den EIKE-News veröffentlichen zu dürfen. Er
erschien am 7. Mai 2022 im Blog Tichys Einblicke.

Die geplatzte grüne Lebenslüge: Das
Video einer Veranstaltung des
Berliner Kreises in der Union
geschrieben von Prof. Dr. Horst-joachim Lüdecke | 29. Mai 2022

Das Video „Energiesicherheit in Zeiten europäischer Konflikte und
ideologischer Umwälzungen“ spricht aus, was deutsche Politiker aller
Couleur mit gesundem Restverstand schon längst wissen. Ob es zu den
überlebenswichtig schnellen Konsequenzen führt, ist leider zu
bezweifeln.

Hier das Video

https://eike-klima-energie.eu/2022/04/20/die-geplatzte-gruene-lebensluege-das-video-einer-veranstaltung-des-berliner-kreis-in-der-union/
https://eike-klima-energie.eu/2022/04/20/die-geplatzte-gruene-lebensluege-das-video-einer-veranstaltung-des-berliner-kreis-in-der-union/
https://eike-klima-energie.eu/2022/04/20/die-geplatzte-gruene-lebensluege-das-video-einer-veranstaltung-des-berliner-kreis-in-der-union/


Zusammenfassung der Fakten und erforderliche Maßnahmen

Auf Basis purer Ideologie und ohne jedwede ordentliche Sachbasis hat
sich die deutsche Regierungspolitik seit Beginn der Regierung von Dr.
Angela Merkel bis heute immer weiter in eine aussichtslose Situation der
Energieversorgung hineinmanövriert. Die mit aller Kraft geförderten
„neuen Energien“ Wind und Sonne tragen nämlich trotz extremer
Naturzerstörungen durch aktuell bereits über 30.000 Windräder gerade
einmal 5% zur deutschen Gesamtenergie bei. Dass diese Art der
Stromerzeugung generell für hochentwickelte Länder ungeeignet ist,
beginnt die gesamte  „westlichen Welt“ allmählich zu begreifen. China,
Indien, Russland, Afrika, Südamerika, aber auch die EU-Visegrad-Staaten
wissen es schon länger.

Der deutschen Bevölkerung wurden bis heute durch Politik und eine
absolute rot-grüne Mehrheit der deutschen Medien die Fakten über „neue
Energien“ vorenthalten. Um den flatterhaften Strom (Fake-Power) aus Wind
und Sonne überhaupt nutzbar zu machen, waren (ohne dass dies die Politik
offen zu kommunizieren wagte) eine Unmenge von schnell reagierenden
Gaskraftwerken und eine neue Gaspipeline „north-stream 2“ vorgesehen,
die bei Flaute, Wolkenbedeckung bzw. nächtens Stromersatz schaffen
sollten. Kohle- und Kernkraftwerke wurden auf der anderen Seite
bedenken- und verantwortungslos nach und nach gesetzlich abgeschafft.
 Der Hauptlieferant des Gases war und ist bis jetzt Russland, welches
unter Putin aktuell einen völkerrechtswidrigen Krieg gegen die Ukraine
führt.

Es ist inzwischen unstrittig, ausgenommen grüne Überzeugung infolge
Realitätsverweigerung, dass eine plötzliche und dauerhafte Unterbrechung
der russischen Gaslieferung zu einer unvermeidbaren Katastrophe für
unser Land führen würde. Dies geht allein aus folgenden Zahlen hervor:
55% des deutschen Gasverbrauchs wird aktuell mit russischem Gas
gespeist, 38% davon verbraucht die deutsche Industrie, der Rest verteilt
sich auf Hausheizungen, Stromerzeugung etc. Die Folgen einer völligen
Kappung russischen Gases kann durchaus mit der Situation Deutschlands im
Jahre 1945 verglichen werden. Wir hätten mit einem Schlag Millionen von
Arbeitslosen, die wichtigsten Industrietätigkeiten kämen zum erliegen,
es gäbe gefährliche Versorgungsengpässe, insbesondere auch in der
Nahrungsbereitstellung von Supermärkten. Der zu erwartende Zerfall der
öffentlichen Ordnung braucht dann kaum noch erwähnt zu werden.

Eine dauerhafte Unterbrechung russischer Gaslieferungen wäre durch
folgende Ereignisse bzw. Maßnahmen zu befürchten, die fatalerweise der
Realität immer näher kommen:

Russland setzt seine potentielle energiepolitische Waffe des
Absperrens der deutschen Gasversorgung von sich aus ein. Dies würde
wohl auch das Absperren russischer Kohle und russischen Erdöls
bedeuten.
Deutschland schließt sich extremen Steigerungen der Sanktionen gegen



Russland an, mit der absurden Konsequenz, damit von selbst jede
weitere Gaslieferung aus Russland zu beenden.

Es steht EIKE und den Autoren dieser Zeilen nicht an, diese denkbaren
politischen Entwicklungen zu kommentieren oder gar zu bewerten. Es ist
lediglich daran zu erinnern, dass Deutschland an erster Stelle aller
europäischen Länder gefährdet ist. Polen beispielsweise setzt dagegen
immer noch voll auf Kohle, indem es sich Jahre lang klugerweise dem
Druck der Brüsseler CO2-Jakobiner entzog, inzwischen dediziert nach
Kernenergie strebt und längst für Ersatz russischen Gases aus Norwegen
gesorgt hat. Dann lassen sich natürlich entspannt härtere Sanktionen
gegen Russland fordern.

Alle Maßnahmen, den Ausfall russischer Gaslieferungen durch neue
Lieferanten auszugleichen, haben technisch bedingt nicht abzukürzbare
Vorlaufzeiten, die in Jahren zählen – selbst dann, wenn die deutsche
Politik  unverzüglich und mit allen Mitteln handeln würde. Aber auch die
Kosten wären extrem, denn das hier wohl allein in Frage kommende LNG-Gas
aus den USA ist drei Mal so teuer wie russisches Erdgas. Der Ausgleich
fehlenden russischen Erdöls und russischer Kohle wäre im Gegensatz zum
Gas zwar schwierig, aber immerhin in erträglichen Vorlaufzeiten ohne
katastrophale Folgen vielleicht machbar. Hier würde die deutsche
Braunkohle eine Schlüsselstellungen einnehmen.

„Was können wir tun“?

Das Prinzip „hoffen und abwarten“ wäre die nicht ganz unwahrscheinliche
Spekulation, dass Russland mit dem Blick auf die Zeit nach dem Krieg
nicht von sich aus einen totalen Lieferstop anordnet. Eine vernünftige
deutsche Handlungsoption ist dieses Prinzip natürlich nicht.

Deutschland ergreift deswegen unverzüglich folgende Maßnahmen, denn
jeder verlorene Monat verursacht Milliardenschäden:

Erhalt und Ertüchtigung bestehender Kohlekraftwerke, ferner
sofortiger Neubau von modernen Braunkohle- und Steinkohle-
Kohlekraftwerken – mit carbon capture und storage Technologie (CCS),
wenn dies denn politisch zur Wahrung grüner Weltrettung sein muss.
Weiterbetrieb der drei noch laufenden Kernkraftwerke und
Wiederbelebung der letztes Jahr abgeschalteten drei Anlagen. Prüfung
des Kaufs neuer KKW im Ausland (z.B. USA, China, Korea, Frankreich)
und vor allem sofortiges Wiedereinsteigen in die Forschung an der
neuen Generation IV von Kernkraftwerken wie zum Beispiel am Konzept
des Dual Fluid Reaktors.

In diesen Fällen sind die zugehörigen Gesetze des Kohle- und
Kernenergieausstiegs sowie des Verbots von CCS vom Gesetzgeber zu
kassieren. Zumindest kann der grünen Gesichtswahrung wegen der Kohle-
und KKW-Ausstieg auf wesentlich längere Zeitspannen ausgedehnt werden,
so dass die heutigen Verantwortlichen längst ihr Pensionsalter erreicht



haben, oder sogar nicht mehr leben und damit wieder Vernunft anstelle
von Ideologie in der deutschen Politik zum Zuge käme.

Was Gas angeht, ist zu betonen, dass wir heimische Quellen haben, die
aber nur zu winzigen Teilen genutzt werden. Deutschland fördert nach wie
vor, wenn auch mit abnehmender Tendenz, Erdgas nach konventionellen
Methoden. Die geförderte Menge liegt aktuell bei ca. 4,75 Mrd m3, deckt
also nur rd. 5 % des Bedarfes an Erdgas und lässt sich wegen der
Erschöpfung der Quellen bzw. der Kosten für bessere Fließwege nur mit
mehr Aufwand steigern, dann aber deutlich. Mittels Einsatz der bekannten
Technik beim Schaffen besserer Fließwege ließe dessen Anteil auf ca.  10
– 15 % anwachsen, also verdoppeln oder verdreifachen. So teilte es der 
Direktor des Instituts für Bohrtechnik und Fluidbergbau an der TU
Bergakademie Freiberg, Prof. Moh’d Amro, der WiWo in einem Interview
kürzlich mit.

Noch besser ist die Situation bei der Gewinnung von Erdgas mittels
unkonventioneller Methoden (Fracking). Dafür gibt es Vorräte bis zu
2.340 Mrd. m3 gemäß einer Untersuchung der Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR), hier und hier. Hinzu kämen die
förderbaren Mengen aus Kohleflözen, von denen bis zu 450 Mrd. m3

förderbar wären. Diese Mengen würden ausreichen, die russischen
Lieferungen für knapp 50 Jahre zu ersetzen. Das wichtigste daran ist
natürlich, die Förderung innerhalb von nur 6 bis 12 Monaten zu beginnen
und danach schnell zu steigern. Die Erhöhung der Förderung aus
konventionellen Quellen ist sogar innerhalb weniger Wochen machbar, wie
es der oben schon genannte Experte Amro unlängst ebenfalls in einem
Beitrag für die Wirtschaftswoche ausführte. Zusammengefasst ist
festzustellen, dass Deutschland ohne große Verrenkungen seinen
russischen Anteil an Erdgaslieferungen innerhalb weniger Wochen
reduzieren und dann Schritt für Schritt sogar auf Null bringen könnte.
Natürlich ist auch für das Fracking die Gesetzeslage entsprechend zu
ändern.

Letzter nicht zu vergessender Punkt sind „Klimaschutz-“ und
Energiewende-Maßnahmen, die Deutschland Jahr für Jahr in der
Größenodnung von 20-30 Milliarden Euro Kosten verursachen – und dies
ohne irgend einen Gegenwert. 5% der Primärenergie aus Wind und Sonne,
die nur mit aufwendigen Redispatch- und Abregelungsmaßnahmen unter hohen
Zusatzkosten brauchbar ins Netz gelangen, die extremen Natur- und
Landschafts-Schädigungen durch Windräder und die steigende Blackout-
Gefahr sind insgesamt alles Andere als ein Gegenwert und erfordern bei
gesundem Verstand sofortiges Beenden des gigantischen Energiewende- und
„Klimaschutz“-Unsinns.

Die an DDR-Zeiten erinnernde Energie-Planwirtschaft Deutschlands ist
zu beenden, und die „Neuen Energien“ sind ganz einfach dem freien
Markt zu überlassen – mit der Zulassungseinschränkung, dass ihr
Strom bedarfsgerecht geliefert wird und sie strengsten Naturschutz
erfüllen. Infolgedessen ist die aktuelle juristische Aufweichung des

https://www.wiwo.de/my/politik/deutschland/energieversorgung-binnen-weniger-wochen-koennten-wir-mehr-deutsches-gas-foerdern/28213636.html
https://www.bgr.bund.de/DE/Themen/Energie/Downloads/Abschlussbericht_13MB_Schieferoelgaspotenzial_Deutschland_2016.html
https://www.bgr.bund.de/DE/Gemeinsames/Oeffentlichkeitsarbeit/Pressemitteilungen/BGR/bgr-160118_studie_schiefergas-oel.html
https://www.bveg.de/die-branche/erdgas-und-erdoel-in-deutschland/fracking-in-deutschland/
https://www.wiwo.de/politik/deutschland/energiekrise-wir-brauchen-jetzt-dringend-deutsches-frackinggas/28220160.html


Naturschutzes zum Zweck weiteren Windradausbaus wieder durch
wirklichen Naturschutz zu ersetzen, der keine Ausnahmen für
ideologische Verirrungen wie „Rettung des Globalklimas“ zulässt
(nebenbei: ein globales Klima gibt es nicht, nur Klimazonen von
tropisch bis polar).

Die Energiewende und alle Subventionen für „neue Energien“ sind
durch entsprechende Gesetzesänderungen zu beenden. Dazu gehört auch
die Zurückweisung entsprechender EU-Vorschriften zur CO2-Vermeidung,
zum CO2-Emissionshandel und weiterer Fehlentwicklungen. Die
Verweigerung Deutschlands von EU-Strafzahlungen infolge zu hoher
CO2-Emissionen ist dringend angebracht, denn der Anstoß zu
„Klimaschutz“ und all der sich weiter daraus ergebende Abersinn
kommt letztlich aus Brüssel. Deutschland als größter Nettoeinzahler
der EU hat ausreichendes Schwergewicht für eine solche Zurückweisung
und damit für die Wiedererstarkung des Subsidaritätsprinzips. Es
muss dieses Gewicht zur Wahrung seiner Interessen aber auch
einsetzen! Nicht nur die Entscheidung für oder gegen CO2-Vermeidung,
auch viele andere Maßnahmen sollten übrigens in Befolgung des
Subsidaritätsprinzips, das bei Gründung der EU ausdrücklich
vorgesehen war, Brüssel entzogen und wieder den Nationalstaaten
vorbehalten bleiben (hier).
Die EU ist leider zu einem sozialistischen Bürokratiemonster
verkommen, welches sogar schon italienische Ziegenhirten dazu
zwingt, ellenlange Zulassungsbestimmungen für ihre Arbeit zu
befolgen und zu dokumentieren. Die EU ist für alle von uns ein zu
hohes Gut, um sie zu einer Spielwiese für sadistische Brüsseler
Bürokraten, für Ökosozialisten, für bürokratische Behinderungen der
selbst gestalteten wirtschaftlichen Entwicklungen ihrer
Mitgliedsstaaten und für Gelddruckorgien der EZB verkommen zu
lassen. Die aktuelle Krise wäre ein guter Anlass, die EU wieder auf
den Weg zurück führen, der von ihren Gründervätern vorgesehen war.

Schlussendlich muss durch die gesetzlich vorgeschriebene
Informationsplicht der deutschen Regierung und deutscher Medien die
Bevölkerung über die fachwissenschaftlichen Ungewissheiten des
Klimawandels (natürliche Klimavariabilität oder anthropogen) neutral
aufgeklärt werden wie beispielsweise über die mehrere 100% Unsicherheit
der Klimasensitivität (Quellen IPCC und Klimafachliteratur), über die
Unverhältnismäßigkeit von „Klimaschutz“ bei unseren praktisch nichts
bewirkenden 2% Anteil an den CO2-Emissionen aller Länder, über unsere
Stellung in der Spitzengruppe der Länder mit den besten Quotienten von
Produktivität zu CO2-Emissionen (s. das hier besprochene Video) und über
die segensreiche Rolle des anthropogenen CO2 beim Zurückdrängen von
Wüsten und bei besseren Ernten von Nahrungspflanzen (hier), um nur
wenige stellvertretende Beispiele zu nennen. Deren Nennung ist leider
immer noch mit einem Tabu belegt. Unter diesen neuen Umständen werden
dann auch wieder freie Fachdiskussionen in Universitäten sowie populäre
Diskussionen in den rechtlich-Öffentlichen Talkshows stattfinden, aus
denen neutrale Klima- und Energie-Experten nicht mehr verbannt sind.

https://ec.europa.eu/info/law/law-making-process/adopting-eu-law/relations-national-parliaments/subsidiarity-control-mechanism_de
http://www.thegwpf.org/content/uploads/2015/10/benefits.pdf


Es ist leider zu erwarten, dass die hier geschilderten Maßnahmen der
reinen Vernunft erst dann erfolgen, wenn es endgültig zu spät ist, denn
es ist bereits jetzt schon zu spät. Leider gibt es keine Haftung für
unverantwortlich handelnde politische Mandatsträger. Dann nämlich hätte
sich der von irregeleiteten Ideologen verantwortete Spuk von
„Klimaschutz“ und Energiewende erst gar nicht durchgesetzt, und die
Verantwortlichen säßen wegen unterlassener Hilfeleistung längst im
Gefängnis.

Horst-Joachim Lüdecke und Michael Limburg, April 2022

 

 

 

 

Deutschland müsste auch bei Gas-
Importstopp an Gazprom zahlen
geschrieben von Prof. Dr. Horst-joachim Lüdecke | 29. Mai 2022

Aufgrund der bestehenden Gas-Lieferverträge müsste Deutschland
vermutlich auch dann Gazprom weiterhin bezahlen, wenn man auf den Bezug
russischen Erdgases verzichten würde.

von Henrik Paulitz

Das liegt an den „Take-or-Pay“-Klauseln in den Lieferverträgen. Es
könnte die kuriose Situation entstehen, dass Deutschland weit
überteuertes LNG-Gas beispielsweise aus den USA bezieht und zugleich an
Russland Überweisungen „für heiße Luft“ vornehmen müsste. Das müsste
eigentlich all jenen sehr bewusst sein, die Deutschland derzeit heftig
drängen, vertragsbrüchig zu werden. Was steckt dahinter?

Nach jüngsten russischen Forderungen zur künftigen Bezahlung von Gas-
Lieferungen verwies die deutsche Bundesregierung auf die bestehenden
Verträge und begründete damit ihre Ablehnung einer Zahlung in Rubel. Die
Verträge für den Import von Erdgas aus Russland beinhalten aber weitere
beachtenswerte Aspekte, über die in der deutschen Öffentlichkeit bislang
nicht gesprochen wird.

 

https://eike-klima-energie.eu/2022/04/04/deutschland-muesste-auch-bei-gas-importstopp-an-gazprom-zahlen/
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Take-or-Pay-Verträge, die über das Jahr 2020 hinausgehen

Es geht überwiegend um langfristige Verträge mit Laufzeiten von 10 bis
25 Jahren mit festgelegten Mengen und Preisen. Mehr noch: Es handelt
sich um so genannte Take-or-Pay-Verträge, bei denen die deutschen
Importeure eine unbedingte Verpflichtung zur Zahlung übernommen haben,
unabhängig davon, ob man das Erdgas tatsächlich importiert oder nicht.
Man muss also die für etliche Jahre vor-bestellte Abnahmemenge bezahlen,
ob das Gas am Ende fließt oder nicht.

Um Schwankungen bei der Nachfrage gerecht zu werden (z.B. industrielle
Konjunktur, Temperaturen etc.), werden dabei gewisse Flexibilitäten
eingeräumt, oft ein Korridor von 80 bis 110 Prozent der vereinbarten
Jahresmenge, so ein mit den Modalitäten vertrautes Beratungsunternehmen.
Daneben werden oft auch monatliche Flexibilitäten vereinbart. Wer diese
Mengen unterschreitet, bezahlt die abgenommenen Mengen trotzdem (kann
sie aber teilweise dann zu einem späteren Zeitpunkt noch abnehmen) –
take or pay. Ein ehemaliger hochrangiger Manager der Gasbranche
bestätigt das: Wenn man einen solchen Liefervertrag breche, dann
entstünde eine unmittelbare Fälligkeit. Das sei auch keine Frage für ein
Schiedsgericht, da es sich ja nicht um eine Ermessensentscheidung
handelt. Man könne der Zahlungsverpflichtung nicht entgehen. Seiner
Aussage nach wollen die deutschen Erdgasunternehmen die Verträge
einhalten. Man wäre auch tatsächlich gut beraten, die Lieferungen
weiterhin anzunehmen.

Entsprechend hatte der größte Importeur russischen Erdgases, Uniper, am
7. März mitgeteilt, man verurteile den russischen Einmarsch in die
Ukraine scharf. Man werde auch keine neuen langfristigen Lieferverträge
für Erdgas mit Russland abschließen. Mit dem Neustart des LNG-
Terminalprojekts in Wilhelmshaven plane man eine verstärkte
Diversifizierung der Bezugsquellen. Bezüglich der laufenden Verträge
hält man aber fest: „Bestehende langfristige Gasimportverträge mit
Russland bleiben Teil der sicheren europäischen Gasversorgung.“
Medienberichten zufolge hat Uniper Verträge mit russischen
Energieunternehmen, die über das Jahr 2030 hinausgehen.

 

Höhere Gewalt in Form von Sanktionen?

Das oben genannte Beratungsunternehmen geht davon aus, dass die Take-or-
Pay-Klausel für die aktuelle Situation nur begrenzt relevant wäre. Die
Sanktionen seien als „höhere Gewalt“ zu sehen, was die Erfüllung von
Verträgen objektiv unmöglich mache. Die importierenden Unternehmen wären
somit vermutlich aus dem Schneider. Es ist aber davon auszugehen, dass
die finanziellen Forderungen von Gazprom sich dann an den
sanktionierenden deutschen Staat, somit an die Steuerzahler richten
würden.



Man würde es sich wohl auch zu einfach machen, davon auszugehen, Moskau
würde und müsse das dann einfach so hinnehmen. Dabei ist von Bedeutung,
dass Gazprom keineswegs dem russischen Staat alleine gehört: Nahezu die
Hälfte der Gazprom-Aktien befinden sich in der Hand privater Aktionäre,
ein Großteil aus dem Westen. Die US-Großbank Bank of New York Mellon
verwaltete – jedenfalls vor Jahren – rund 26 Prozent der Gazprom-Aktien.

Es dürften also auch sehr viele westliche sowie US-amerikanische
Großaktionäre ein ganz erhebliches Interesse daran haben, dass
Deutschland seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber Gazprom zuverlässig
nachkommt. Sie wären sicherlich „not amused“, würde Deutschland seinen
Vertragsverpflichtungen nicht nachkommen. Sehr schnell könnte
Deutschland dann vielleicht doch vor einem internationalen
Schiedsgericht verklagt werden.

 

Erfahrungen der Ukraine

Ausgerechnet die Ukraine kennt die Situation, dass es mit Take-or-Pay-
Verträgen mit Gazprom kaum möglich ist, unbeschadet die vereinbarten
Gasliefermengen nicht zu bezahlen. Jahrelang litt die Ukraine unter den
von Julija Tymoschenko 2009 unterzeichneten Verträgen mit hohen
Abnahmeverpflichtungen und hohen Preisen. Nach jahrelangen
Verhandlungen, in denen die ukrainische Nachfolgeregierung vergeblich
versuchte, zu günstigeren Konditionen zu kommen, entschied das Land
schließlich, zunehmend eigenes Erdgas zu fördern und verstärkt wieder
Kohlekraftwerke zur Stromerzeugung zu nutzen. Die Ukraine war 2012 auf
dem besten Weg, seine Erdgasimporte zu halbieren.

Gazprom bzw. Russland verwiesen aber auf die bestehenden Take-or-Pay-
Verträge und sprachen von ukrainischen „Schulden“ für das zwar teilweise
nicht mehr bezogene, dennoch aber zu bezahlende Erdgas. Man beharrte auf
Einhaltung der Verträge.

Es folgten die auch vom westlichen Ausland kräftig unterstützten Maidan-
Proteste in Kiew. 2014 kam es zum Regime-Change, zur Annexion der Krim
und zum Ostukraine-Krieg. Mit dem Ostukrainekrieg wurden Kohlebergwerke
im Donbass zerstört und außer Betrieb gesetzt, so dass die Ukraine ihre
Kraftwerke nicht in geplantem Umfang zur Stromerzeugung mit eigener
Kohle befeuern konnte. Mit der Annexion der Krim und der
„Nationalisierung“ des ukrainischen Erdgas-Förderunternehmens
Tschernomorneftegas auf der Krim war die geplante Ausweitung der
Erdgasförderung der Ukraine im Schwarzen Meer nicht mehr durchführbar.
Royal Dutch Shell und ExxonMobil stoppten ihre „ukrainischen“
Erdgasprojekte.

Die Krim-Annexion und der Ostukrainekrieg sorgten insofern dafür, dass
die Ukraine ihre angestrebte Energie-Unabhängigkeitsstrategie nicht wie
vorgesehen durchführen konnte, so auch die Einschätzung des NATO Defence



College in Rom vom April 2015. Vor diesem Hintergrund hatte die Akademie
Bergstraße schon vor Jahren damit gerechnet, dass Russland weitere
Gebiete entlang des Asowschen Meeres einschließlich der Hafenstadt
Mariupol und die Küste entlang des Schwarzen Meeres militärisch unter
Kontrolle bringen könnte, um der Ukraine weitere Möglichkeiten der
Erdgasförderung zu entziehen. Nun ist es geschehen.

Der aktuelle Krieg in der Ukraine könnte insofern insbesondere auch der
„Ressourcenkontrolle“ dienen, wobei es sich dabei nach den Analysen der
Akademie Bergstraße um ein praktisch universelles Kriegsziel handelt.
Die reichen Energievorkommen der so genannten „Volksrepubliken“ Donezk
und Luhansk könnten jetzt dauerhaft unter russische Kontrolle kommen,
ebenso wie die reichhalten Erdgasvorkommen der Region. Wieder einmal
also würde Russland mit militärischer Macht dafür sorgen, das Energie-
Angebot knapp zu halten und ein Land daran zu hindern, seine eigenen
Energie-Vorkommen nutzen zu können.

 

Wirtschaftskrieg gegen Deutschland?

Diese Interessen Moskaus bzw. von Gazprom (und seinen auch westlichen
Aktionären) sollte man zumindest kennen und mit in Erwägung ziehen, wenn
Deutschland derzeit an einer möglichen Neuausrichtung seiner
Erdgaspolitik arbeitet. Unterhalb der Schwelle eines Krieges gibt es
weitere Möglichkeiten für unfreundliche Aktivitäten, die erheblichen
Schaden anrichten können. Ein Cyberangriff beispielsweise auf die
Stromversorgung könnte im ungünstigsten Fall zu einer Katastrophe
nationaler Tragweite führen.

Die aktuellen Geschehnisse könnte man in Teilen schon als einen gegen
Deutschland gerichteten Wirtschaftskrieg interpretieren. Der erhebliche
Erwartungsdruck nicht nur der ukrainischen Regierung, sondern auch von
Seiten der USA und von anderen westlichen Verbündeten, Deutschland solle
seine langfristigen Erdgaslieferverträge nicht einhalten, wohl wissend,
dass Gazprom auf eine vertragsgemäße Zahlung Deutschlands bestehen wird,
ist schon bemerkenswert.

Würde man diesen Forderungen nachgeben, dann könnte die kuriose
Situation eintreten, dass Deutschland jetzt langfristige Lieferverträge
für den Bezug von hochpreisigem LNG-Gas u.a. aus den Vereinigten Staaten
abschließt, zusätzlich aber weiterhin gegenüber Gazprom
zahlungspflichtig wäre, selbst wenn kein russisches Erdgas mehr
importiert wird. Irgendwann müsste Deutschland diese „Schulden“ dann
möglicherweise doch begleichen. „Putins Krieg“ ist auch für Deutschland
brand-gefährlich. Die Sanktionen könnten in Deutschland weitaus mehr
Schaden anrichten als sie dem Kreml weh tun. Ein potenzieller Erdgas-
Lieferstopp bedroht die gesamte Volkswirtschaft.

Der Vorstandsvorsitzende des Chemieriesen BASF, Martin Brudermüller,



sagte der FAZ, dass die russischen Gaslieferungen bisher die Basis für
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen und der europäischen Industrie
seien. Über die Geschäftsbeziehungen ist direkt oder indirekt ein
Großteil der Unternehmen betroffen, gerade auch im Mittelstand.
Brudermüller fragt: „Wollen wir sehenden Auges unsere gesamte
Volkswirtschaft zerstören?“

Ebenso fürchtet auch der Bundesverband der deutschen Industrie (BDI)
einen „Zusammenbruch unserer Industrie“ als Folge eines Gas-Embargos.
Möglicherweise geht es manchen, die jetzt den sofortigen Verzicht auf
russisches Erdgas fordern, weniger um das Leid der ukrainischen
Bevölkerung und um die Beendigung des Kriegs in der Ukraine, als
vielmehr um eine drastische Reduktion der deutschen Industrie und des
Wohlstands, „um die Klimaziele zu erreichen“. Viele Andeutungen von
Studiogästen in Talkshows oder auch bei Phoenix deuten darauf hin, dass
man die aktuellen Geschehnisse gerne nutzen möchte für die weitere
„Transformation“ Deutschlands. Ein Einbrechen der Wirtschaft und
potenzielle Massenarbeitslosigkeit werden zugunsten eines
„Klimaschutzes“ achselzuckend in Kauf genommen, dabei wären solche
Entwicklungen dazu geeignet, den gesamten Kontinent zu destabilisieren
und den Krieg in Europa auf gefährliche Weise auszuweiten, statt zu
beenden.

 

Hinweis der EIKE-Redaktion

Wir danken Herrn Paulitz ganz herzlich für die freundliche Genehmigung,
seinen Artikel in den EIKE-News übernehmen zu dürfen. Der Beitrag
erschien am 2. April 2022 bei „Tichys Einblick“ in sehr geringfügig
anderer Form, verglichen mit der, die uns seitens des Autors Herrn
Paulitz persönlich zuging. Wir geben hier die Originalform wieder und
haben lediglich zwei Überschriften angepasst. Das Artikelbild wurde von
EIKE dem lizenzfreien unsplash entnommen.

Henrik Paulitz ist Leiter der Akademie Bergstraße für Ressourcen-,
Demokratie- und Friedensforschung. Siehe: www.akademie-bergstrasse.de.

Komplett sinnentleert: Christian
Lindners „Freiheitsenergien“
geschrieben von Prof. Dr. Horst-joachim Lüdecke | 29. Mai 2022

Zitat Christian Lindner: „Erneuerbare Energien leisten nämlich nicht nur
einen Beitrag zur Energiesicherheit und -versorgung. Erneuerbare

https://www.zdf.de/nachrichten/politik/illner-russwurm-neubauer-ukraine-krieg-russland-100.html
https://www.tichyseinblick.de/wirtschaft/deutschland-muesste-auch-bei-gas-importstopp-an-gazprom-zahlen/
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Energien lösen uns von Abhängigkeiten. Erneuerbare Energien sind deshalb
Freiheitsenergien.“

von Prof. Dr. Horst-Joachim Lüdecke

Diese Aussage machte Christian Lindner anlässlich der Sondersitzung des
Bundestags zum Krieg in der Ukraine am 28.02.2022 (hier). Sachlich
verrückter geht’s kaum noch, und unsere derzeitige Welt ist alles andere
als arm an Verrücktheiten. Nun ist die deutsche Sprache aber manchmal
heimtückisch, so dass man Lindner’s Aussage nicht als komplett falsch
bezeichnen darf. Wind- und Sonnenenergien sind tatsächlich
Freiheitsenergien, denn sie kommen und gehen frei, wann sie wollen.
Leider belegt der Kontext der Aussage von Lindner, dass er es nicht in
diesem Sinne gemeint hat. Schade für unseren Finanzminister, er hat aus
kompletter Unkenntnis der realen Eigenschaften von Wind- und
Sonnenenergie ein super Bonmot verpasst und stattdessen nur sachlichen
Unsinn von sich gegeben.

Dass die Eigenschaft des „Kommens und Gehens“ von Wind- und
Sonnenenergie nicht gerade UNSERE Freiheit fördert, haben bereits die
ersten Politikwendehälse begriffen, die ungerührt kürzester Wendezeit
und fragwürdiger Aussagen unseres Finanzministers plötzlich von grünen
Energien nichts mehr wissen wollen und wieder „Kohle- und Kernenergie“
wünschen. So beispielsweise der bayerische Ministerpräsident Markus
Söder, aber auch Sachsen-Anhalts Wirtschaftsminister Sven Schulze gemäß
BILD, 4. März 2022 und BR24 (hier). Rekordwendehals Söder möchte die
letzten 3 verbliebenen AKW 3 bis 5 Jahre länger laufen lassen. Schulze
möchte die Frage der 3 noch im Betrieb befindlichen AKW „diskutieren“.

Ähnlich kühne Forderungen ertönen gemäß BILD auch seitens Politikern der
zweiten und dritten Reihe – ein Schelm, wer dabei an erträumte
zukünftige Karrieren denkt. Vom Sachinhalt ihrer Wenden haben sie zwar
kaum Ahnung, anderenfalls hätten wir es mit Zynikern ohne
Verantwortungsbewusstsein zu tun. Jeder Einzelfall gibt daher ein
kleines Rätsel auf. Nicht ungewiss ist freilich die technische Expertise
von Chritian Lindner über „Erneuerbare“: keine Ahnung, Hauptsache
regieren. Selbst der deutsche „Savonarola“ von „Klimaschutz“ und
Energiewende, unser Wirtschaftsminister Robert Habeck, scheint
allmählich zu begreifen, dass mit Erneuerbaren kein gesundes
Industrieland zu betreiben ist (hier, hier). Vielleicht hat er sich ja
den Vortrag von Prof. Hans-Werner Sinn „Energiewende ins Nichts“
angesehen (hier), oder gar, noch schlimmer, ein wenig auf der EIKE-
Webseite herumgestöbert? Vor wenigen Tagen jedenfalls konnte sich noch
niemand den Verständnis- und Sinneswandel von Habeck vorstellen.

Man kann Freiheit in Sachen Energieversorgung aber auch einmal
realistisch mit den Augen der von Medien und Politik konsequent
ignorierten Fachleute sehen. Echte Freiheitsenergien sind unsere
heimische Braunkohle und waren es unsere heimischen Kernkraftwerke.
Steinkohle gehört auch noch dazu, wenngleich etwas vom Weltmarkt

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Reden/2022/2022-02-27-bundestagsrede-lindner-ukraine.html
https://www.br.de/nachrichten/bayern/drei-bis-fuenf-jahre-soeder-fuer-verlaengerung-der-atomkraft,SyurDqh
https://www.faz.net/aktuell/politik/energiewende-und-ukraine-robert-habeck-bringt-atomkraft-ins-spiel-17840996.html
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https://www.youtube.com/watch?v=jm9h0MJ2swo


abhängig.

Freiheitsenergie ist jedenfalls nicht das russische Gas, wie es die
deutsche Politik jetzt bitter erfahren musste. Bereits schon aus
Preisgründen gehört russisches Gas nicht zu den Freiheitsenergien, denn
bekanntlich ist der Energiepreis der Brotpreis unserer Wirtschaft. Und
schon gar keine Freiheitsenergie ist das LNG aus den USA. Die politische
Anhängigkeit hat hier zwar nicht einmal annähernd russische Brisanz,
aber sie ist vorhanden. Vielleicht „schwant“ es ja inzwischen auch
unserem Politikpersonal, dass JEDE Abhängigkeit, sogar die von
befreundeten Nationen, niemals den Interessen des Abhängigen dient.

USA-LNG ist zudem noch teurer als russisches Gas. Es darf nicht
vergessen werden, dass der CO2-Fußabdruck von USA-LNG alle Grenzen
sprengt und vermutlich sogar den der Kohleverbrennung übersteigt. Die
CO2-Emissionen durch Fracking, Förderung und Transport des USA-LNG
verhageln gnadenlos seine CO2-Bilanz. Und falls man sich überhaupt noch
für CO2-Bilanzen interessiert (es sieht angesichts der weltpolitischen
Entwicklung nicht gut für CO2-Fanatiker aus), wird man die CO2-Frage
zugunsten weit wichtigerer Probleme zumindest ans letzte Ende des
politischen „to do“ stellen.

Hinzu kommt, dass die Mehrheit des deutschen Politikpersonals in Sachen
Qualität keinen Spielraum mehr nach unten aufweist.
Heruntergewirtschaftete Bundeswehr, eine zerstörte ehemals sichere
Energieversorgung, Verbrechen gegen Natur- und Landschaftsschutz durch
unnütze Windräder und Photovoltaik, Genderunfug, wachsende Unfreiheit
und zunehmende Bildungsferne an Schulen und Universitäten, Abschaffung
des Verbrenungsmotors, sowie immer mehr platte Staats- und Medienzensur
sind nur die wichtigsten Negativbeispiele. Was Zensur und
Staatspropaganda angehen, sind viele Zeitgenossen inzwischen der
aktuellen Meinung, dass ARD/ZDF auch nicht besser sind als RT. Mit dem
heutigen Sperren von RT und Sputnik hat sich die EU (hier) als eine
überstaatliche Zensurbehörde entpuppt, die es ihren Bevölkerungen nicht
mehr zutraut, selber zu entscheiden, was Fakes oder was vernünftige
Nachrichten sind. Eine derartige Organisation wird sich reformieren
müssen, oder sie wird nicht überleben.

Also liebe Politiker, die ihr durch den Ukraine-Krieg an einem vom Fuchs
aufgeschreckten Hühnerstall erinnert (Pardon für diesen leider
zutreffenden Vergleich), lasst jetzt besser von „Klimaschutz“ und jedem
CO2-Vermeidungsunsinn die Finger. Wendet Euch besser den beiden
dringlichsten und überlebensnotwendigen Aufgaben zu, welche sind:

– Unserem Land wieder eine verlässliche Energieversorgung zu
verschaffen, in dem Kohle und Kernkraft absolute Priorität haben und

– für unser Land eine funktionierende und ernst zu nehmende Bundeswehr
aufzubauen, indem Ihr das Personal an der politischen Spitze der
Bundeswehr postwendend in den verdienten Ruhestand schickt, durch

https://www.trendingtopics.eu/eu-verbietet-russia-today-und-sputnik-spotify-google-und-youtube-sperren-inhalte/


Militärfachleute ersetzt und unser Nato-Soll von 2% des deutschen
Bruttoinlandsprodukts erfüllt.

Wenn ihr dies ernsthaft anpackt, bleibt für Euren oben aufgezählten
sachlichen Unsinn der Vergangenheit ohnehin weder Zeit noch Geld übrig.

 


